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A. Mündliche Fragen gemäß I. der Richtlinien 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


1. Abgeordneter Welchen Beitrag hat der durch das 4. Strafrechts- 
Rollmann reformgesetz neu geschaffene § 131 StGB bisher 

(CDU/CSU) geleistet, um Gewalttätigkeit und Brutalität in 

unserem Land zurückzudrängen? 


2. Abgeordneter Trifft es zu, daß „die Staatsanwaltschaften die 
Rollmann neuen Paragraphen 1 84 (sadomasochistische Porno- 

(CDU/CSU) graphie) und 131 (Gewaltverherrlichung) StGB 

nicht anwenden“? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


3. Abgeordneter 
Geisenhofer 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, daß der 
gebildete ad hoc-Ausschuß zur Vorbereitung der 
Durchführungsverordnung nach § 55 des Schwer- 
behindertengesetzes in Einklang steht mit der Ant- 
wort auf die Kleine Anfrage der Fraktion der 
CDU/CSU (Drucksache 7/3999), in der die Bun- 
desregierung erklärte, daß die Organisationen der 
freien Wohlfahrtspflege, die im wesentlichen Träger 
der Werkstätten für Behinderte sind, auch an der 
Vorbereitung der Rechtsverordnung beteiligt wer- 
den? 


4. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


Gibt es Möglichkeiten, Jugendlichen, die im zweiten 
Lehrjahr arbeitslos werden, durch Förderungslehr- 
gänge der Bundesanstalt für Arbeit z. B. über Grund- 
ausbildungslehrgänge oder durch andere Maßnah- 
men zu helfen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
innerdeutsche Beziehungen 


5. Abgeordneter 

Dr. Arnold 

(CDU/CSU) 


Wird sich die Bundesregierung bei den Behörden der 
DDR dafür einsetzen, daß es gemäß dem auf der 
KSZE-Konferenz in Helsinki vereinbarten Grund- 
satz eines freieren Informationsaustausches in ab- 
sehbarer Zeit möglich sein wird, Zeitungen aus der 
Bundesrepublik Deutschland an Kiosken in Ost- 
Berlin, Rostock, Leipzig, Erfurt und anderen 
Städten zu kaufen? 
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6. Abgeordneter Welchen konkreten Benachteiligungen und Dis- 

Jäger kriminierungen sind nach den Erkenntnissen der 

(Wangen) Bundesregierung Christen, die sich offen zu ihrem 

(CDU/CSU) Glauben bekennen, in der DDR ausgesetzt, insbe- 

sondere im Bereich des Bildungswesens und bei 
der Einstellung in den öffentlichen Dienst? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


7. Abgeordneter 

Dr. Graf 
Lambsdorff 

(FDP) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß es zu Ver- 
zögerungen bei der Uranbelieferung der Euro- 
päischen Gemeinschaften durch die Vereinigten 
Staaten gekommen ist, und welche Maßnahmen 
wird sie ergreifen, um in Zukunft solche Störungen 
zu vermeiden? 


8. Abgeordneter 
Pfeffermann 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Stellung- 
nahme der Delegiertenversammlung der Gesell- 
schaft für Kernforschung zum fünften Forschungs- 
bericht der Bundesregierung, wonach die durch die 
Etatkürzung von der Bundesregierung beschlossene 
restriktive Forschungspölitik das von Bundeskanzler 
Schmidt proklamierte Ziel gefährde, eine Volks- 
wirtschaft wie die deutsche exportiere im Jahr 2000 
im wesentlichen Patente, Verfahrenstechniken und 
Blaupausen und verschließe so den von Bundes- 
kanzler Schmidt bezeichneten Weg „zur breiten 
Grundlagenforschung und zu einer möglichst 
intelligent angelegten angewandten Forschung“? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


9. Abgeordneter 

Sauter 

(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


Gibt es auf Grund der zur Zeit angespannten Ar- 
beitsmarktlage in der Bundesrepublik Deutschland 
Schwierigkeiten bei der beruflichen Rückgliederung 
heimkehrender Entwicklungshelfer, wenn ja, bei 
welchen Berufsgruppen ist dies besonders zu beob- 
achten, und kann die Bundesregierung Angaben 
darüber machen, wie lange die durchschnittliche 
Einghederungsdauer 1972 war und wie lange sie 
seit August 1974 ist? 


10. Abgeordneter 
Sauter 
(Epfendorf) 

(CDU/CSU) 


Welche praktischen Maßnahmen, neben dem Ver- 
teilen von Informationsmaterial, ist die Bundes- 
regierung bereit zu ergreifen, um den zurückkehren- 
den Entwicklungshelfern die berufliche Rück- 
gliederung zu erleichtern, und sieht die Bundes- 
regierung eine Gefahr darin, daß, wenn jetzt heim- 
kehrende Entwicklungshelfer berufliche Eingliede- 
rungsschwierigkeiten haben, sich künftig zu wenig 
neue Fachkräfte zum Entwicklungshüfedienst bereit 
finden? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


1 1 . Abgeordneter 
Reiser 

(SPD) 


Sieht sich die Bundesregierung in der Lage, amtie- 
rende Jugendvertreter auf deren eigenen Wunsch 
vom Wehr- und Zivildienst zürückzustellen. wie 
dies auf dem letzten DGB-Bundeskongreß gefor- 
dert wurde? 


12. Abgeordneter Wird die Bundesregierung alle Reisen von Ange- 
Hansen hörigen der Bundeswehr, die Geheimträger der 

(SPD) Stufe II sind, in Länder ohne freiheitlich-demo- 

kratische Regierungssysteme genehmigungspflichtig 
machen? 


13. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Was hat Bundesverteidigungsminister Leber ge- 
meint mit der Aussage, daß die „systematische 
geistige Aufweichung der Streitkräfte von innen 
her versucht“ werde, und identifiziert sich die 
Bundesregierung mit der Aussage des Bundesver- 
teidigungsministers, die Sowjetunion könnte nur 
dann mit Ökonomischer Hilfe, Krediten und know 
how des Westens rechnen, wenn sie ihre militärische 
Offensivkraft begrenze? 


14. 


Abgeordneter 

Dr. Kraske 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß dem Bundesverteidigungsmini 
sterium Umfrageergebnisse eines renommierten Mei- 
nungsforschungsinstituts vorliegen, nach denen sich 
bei Fortfall der Anerkennungsverfahren für Kriegs- 
dienstverweigerer ca. 25 % der 18 bis 20 Jährigen 
auch dann für den Zivildienst entscheiden würden, 
wenn dieser drei Monate länger als der Grundwehr- 
dienst dauert? 


15. Abgeordneter 

Dr. Kraske 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung bejahendenfalls 
dieses Ergebnis im Blick auf die Tatsache, daß im 
Haushalt 1976 nur 20 000 Zivildienstplätze ausge- 
wiesen sind, während bei 25 % Bewerbern je Ge- 
burtsjahrgang über 100 000 Plätze bereitgestellt 
werden müßten? 


16. Abgeordneter Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 

Ey das Überfliegen von Ferien-, Erholungs- und Cam- 

(CDU/CSU) pingplätzen im Rahmen von Übungsflügen auf ein 

Minimum zu beschränken? 


17. 


Abgeordneter 

Dr. Wörner 


(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß der damalige Leiter des Studenten- 
bereichs der Hochschule der Bundeswehr in Mün- 
chen, Oberstleutnant Eberhard Schmidt, bereits 
nach einjähriger Tätigkeit ohne erkennbaren Grund 
von seinem Dienstposten abgelöst wurde, darauf- 
hin unter Verzicht auf alle Versorgungsansprüche 
aus dem Dienst der Bundeswehr ausschied, und wel- 
che Gründe haben bejahendenfalls diese Ablösung 
bewirkt? 
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18. Abgeordneter Welche Überlegungen und Maßnahmen sind an- 

Dr. Wörner läßlich des ungewöhnlichen Entlassungsvorgangs 

(CDU/'CSU) von den zuständigen Vorgesetzten getroffen wor- 

den? 


19 . Abgeordneter Trifft es zu, daß die Tätigkeit des derzeitigen 
Biehle Leiters des Studentenbereichs der Hochschule 

(CDU/CSU) der Bundeswehr in München zu einer Reihe von 

Beschwerden und Versetzungsgesuchen unterstellter 
Mitarbeiter geführt hat? 


Aus welcher dienstlichen Verwendung kam der 
Nachfolger von Oberstleutnant Schmidt als Leiter 
des Studentenbereichs der Hochschule der Bundes- 
wehr in München, und welche besondere Qualifi- 
kation - gemessen an seinem Vorgänger — zeichnete 
ihn für die neue Aufgabe an der Hochschule aus, 
und an wievielter Stelle in der Wertungs- und Eig- 
nungsliste seiner dienstgradgleichen Kameraden 
stand er? 


21. Abgeordneter Welche Gründe liegen für die unterschiedliche Be- 
Rommerskirchen handlung von Oberstleutnant Schmidt und dessen 
(CDU/CSU) Nachfolger als Leiter des Studentenbereichs der 

Hochschule der Bundeswehr in München vor? 


22. Abgeordneter Welche Konsequenzen zieht der Bundesminister 
Rommerskirchen der Verteidigung aus dem Vorgang an der Hoch- 
(CDU/CSU) schule, um sicherzustellen, daß Stellenbesetzungen 

allein nach Eignung und Leistung vorgenommen 
werden? 


Treffen Pressemeldungen zu, daß Kommandeure 
von Kampfgruppenbataillonen der DDR an der 
Demarkationslinie Instruktionen für die Gelände- 
einweisung ihrer Verbände erhalten haben und mit 
dem Einsatz von Kampfgruppenbataillonen der 
DDR ,,zur gefechtsmäßigen Sicherung der Staats- 
grenze West“ demnächst zu rechnen ist? 

24. Abgeordneter Über welche zahlenmäßige Stärke und Ausrüstung 

Böhm verfügen die Kampfgruppenbataillone der DDR, 

(Melsungen) und wie beurteilt die Bundesregierung deren mili- 

(CDU/CSU) tärische Bedeutung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 

25. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung, das deutsch- 

Dr. Klein französische Jugendwerk in das europäische Jugend- 

(Stolberg) werk eingehen zu lassen? 

(CDU/CSU) 

7. Abgeordneter Sind der Bundesregierung Bestrebungen der fran- 

Dr. Klein zösischen Regierung bekannt, die in die in Frage 25 

(Stolberg) genannte Richtung zielen? 
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27. Abgeordneter 

Kiechle 

(CDU/CSU) 


Trifft die im Express-Interview am Mittwoch, dem 
1. Oktober 1975, auf die Frage: „Wo hakt es bei 
der Durchführung von Gesetzen?“ getroffene 
Feststellung zu: „Zum Beispiel bei der Lebens- 
mittelüberwachung. Da werden nach wie vor nur 
Stichproben gemacht. In vielen Fällen ist das Zeug 
längst gegessen und verdaut, ehe man bei einer 
chemischen Analyse darauf kommt, daß es sich 
um verdorbene Ware handelte.“? 


28. Abgeordneter 

Dr. Müller- 
Hermann 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß in etwa 500 Fällen großer Bedürf- 
tigkeit bei Waisenkindern kein Kindergeld gewährt 
wird, weil der Amtsvormund nicht in der Familien- 
gemeinschaft lebt und das älteste, aber minder- 
jährige, Waisenkind als Haushaltsvorstand kein 
Kindergeld erhalten darf, und ist die Bundesregie- 
rung bereit, eine Änderung des Bundeskinder- 
geldgesetzes vorzunehmen, um Härtefälle dieser 
Art zu vermeiden? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


29. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Ist die Deutsche Bundesbahn in der Lage, kommu- 
nistische Parolen, die auf dem Eigentum der Deut- 
schen Bundesbahn aufgeschmiert worden sind, in 
kurzer Frist entfernen zu lassen, oder laßt sie diese 
lediglich allmählich verwittern? 


30. Abgeordneter Wie groß ist die Auflage der Broschüre „Mehr 
Lemmrich Sicherheit auf unseren Straßen“, und wie hoch 

(CDU/CSU) belaufen sich die haushaltswirksamen Kosten? 


31. 


Abgeordneter 

Tillmann 


(CDU/CSU) 


Welches sind die Gründe dafür, daß Wegweiser- 
tafeln, Zeichen 436 (§ 42 StVO), generell nicht 
cne fcntternung zu den Zielen angeben, obwohl 
in der allgemeinen Verwaltungsvorschrift zum 
Zeichen 436 auf die Zweckmäßigkeit von Ent- 
fernungsangaben hingewiesen wird? 


32. 


Abgeordneter 

Tillmann 


(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, verstärkt darauf 
hinzuwirken, daß bei der Wegweisertafel, Zeichen 
436, die Entfernungen zu den genannten Zielen 
grundsätzlich angegeben werden, um den Kraft- 
fahrern Klarheit über die vor ihnen liegende Weg- 
strecke zu verschaffen? 


33. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


Hat die bayerische Staatsregierung inzwischen ihr 
abstraktes Angebot, durch Streckung von Mitteln 
im Autobahnbau finanziellen Spielraum zugunsten 
einer Verbesserung der Dringlichkeitseinstufung 
der Bundesautobahn Würzburg-Ulm zu erreichen, 
gegenüber dem Bundesverkehrsministerium kon- 
kretisiert und gegebenenfalls in welcher Form? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


34. Abgeordneter 
Geisenhofer 
(CDU/CSU) 


Trifft die Berechnung des für Beamtenfragen zu- 
ständigen Mitglieds des geschäftsführenden DGB- 
Bundesvorstands zu, daß ein verheirateter Brief- 
träger mit zwei Kindern durch die geplante Kür- 
zung des Ortszuschlags bei einem Monatsgehalt 
von 1624 DM eine Einkommensminderung um 
,,fast 1 5 %“ erleidet und in Folge der geplanten 
Streichung des Fahrkostenzuschusses weitere 4,1 % 
einbüßen könne? 


35. Abgeordneter 

Tietjen 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß 
in den vergangenen vier bis fünf Jahren die ver- 
besserte Ausbildung und Ausrüstung des Zolls, 
des Bundesgrenzschutzes und der Polizei zu einer 
Steigerung der Aufklärung von Rauschgiftdelikten 
geführt hat und, bejahendenfalls, kann gesagt 
werden, wie sich diese Steigerung in Zahlen aus- 
drückt? 


36. Abgeordneter 
Reiser 
(SPD) 


Welchen Sinn sieht die Bundesregierung in einer auf 
Anregung des Bundesinnenministeriums zurück- 
gehenden Anweisung an Dienststellen der öffent- 
lichen Verwaltung, wie beispielsweise Schulen usw., 
wonach empfohlen wird ,,vor Einberufung von 
Tagungen in gastronomischen Unternehmen die 
Verfassungsschutzbehörde des Bundes und der 
Länder“ einzuschalten? 


37. Abgeordneter Hat die deutsch-niederländische Raumordnungs- 

Schröder kommission in ihrer letzten Sitzung das Problem 

(Wilhelminenhof) der Umweltbelastung des Raumes Emden durch 
(CDU/CSU) verstärkte Industrieansiedlung angesprochen, und 

hat sie sich dabei auch zu meiner Eingabe vom 
29. April 1975 an Staatssekretär Dr. Hartkopf 
geäußert, in der ein Gutachten über die zulässige 
Gesamtumweltbelastung des Dollartraumes gefor- 
dert wurde, unter Einbeziehung der bestehenden 
und noch geplanten niederländischen Unterneh- 
men? 


38. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, jetzt die dringend 
Schröder notwendige Entscheidung für den Bau des Dollart- 

(Wilhelminenhof) hafens in Emden herbeizuführen, nachdem laut 
(CDU/CSU) Pressemeldungen die aufgestellten Kosten-Nutzen- 

Analysen zu dem Ergebnis gekommen sind, daß 
die Kosten unter dem Nutzen liegen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


39. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, ein Gutachten zur 
Ermittlung der entbehrlichen oder unwirtschaft- 
lichen Regietätigkeiten von Bundesbehörden und 
anderen Körperschaften der öffentlichen Hand 
erstellen zu lassen und das Ergebnis dem Deutschen 
Bundestag vorzulegen, zumal der Bundesrechnungs- 
hof sich zu diesem Problem bereits mehrfach ge- 
äußert hat und der Wissenschaftliche Beirat beim 
Bundesministerium der Finanzen sich in seinem 
Gutachten vom 7. August 1975 ebenfalls mit der 
Frage der Verlagerung von öffentlicher Eigen- 
produktion in Privatbetriebe befaßt hat? 


40. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Ausweitung der 
Prüfungen über den Kompetenzbereich des Bundes 
hinaus aus konjunkturpolitischen Gründen in der 
Weise für notwendig, indem sie die Bundesländer 
und die Kommunen auffordert, diesem Beispiel 
zu folgen und die Länder und kommunalen Rech- 
nungshöfe oder Rechnungsprüfungsämter eben- 
falls in diesem Sinne tätig werden zu lassen, zumal 
gerade in mittleren und kleineren Gemeinden 
wirtschaftliche Aufgaben von den Verwaltungen 
übernommen worden sind, die hinsichtlich des 
maschinellen und personellen Aufwands in be- 
sonders gravierendem Mißverhältnis zum jeweiligen 
Haushaltsvolumen stehen? 


41. Abgeordneter 

Fiebig 

(SPD) 


Trifft es zu, daß das Bundesfinanzministerium be- 
absichtigt, im Vorgriff auf zu erwartende Ent- 
scheidungen des europäischen Gerichtshofs eine 
drastische Drosselung der deutschen Agrar-Alko- 
holerzeugung vorzunehmen? 


42. Abgeordneter 

Fiebig 

(SPD) 


Ist sich das Bundesfinanzministerium hierbei be- 
wußt, daß damit die Existenz von rund 2000 kar- 
toffel-, getreide-, obst- und melasseverarbeitender 
Brennereien und die Existenz von rund 35 000 
Abfindungsbrennereien sowie damit in Verbund 
stehender Betriebe (z. B. Alkoholreinigungsbe- 
triebe) in Frage gestellt wird, und rund 220 000 
sogenannte Stoffbesitzer (Obstanbauer) davon 
schwer getroffen werden? 


43. Abgeordneter Ist es nicht so, daß der Versuch der Bundesregie- 
Höcherl rung, ihren großen Kreditbedarf in der Schweiz und 

(CDU/CSU) in Saudi-Arabien zu decken, die DM aufwertet und 

den notleidenden Export erschwert? 


44. Abgeordneter 

Simpfendörfer 

(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach der VW- 
Konzern die Einstellung von 3000 Arbeitskräften 
plant, und ist die Bundesregierung unter diesen 
Umständen bereit, über ihre Vertreter im Aufsichts- 
rat darauf hinzuwirken, daß die Arbeitsplätze bei 
den Audi-NSU-Werken Neckarsulm, Heilbronn und 
Neuenstein gesichert werden, bevor Neueinstellun- 
gen stattfinden? 
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45. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung angeordnet 
Niegel hat, Grundstücke, die im Eigentum des Bundes 

(CDU/CSU) sind, nicht mehr an Private zu veräußern? 


46. Abgeordneter 
Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


Wie hoch schätzt die Bundesregierung den Aus- 
fall an Ertrags- und Vermögenssteuern — je geson- 
dert - ein, der dadurch entsteht, daß Wohnungs- 
bauunternehmen das derzeitig geltende Wohnungs- 
gemeinnützigkeitsrecht in Anspruch nehmen? 


47. Abgeordneter Wieviel von den 100 000 Dienstposten bei der 

Lemmrich Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bun- 

(CDU/CSU) despost, die nach Angaben des Bundesfinanzmi- 

nisters bis 1980 eingespart werden sollen, ent- 
fallen jeweils auf die Deutsche Bundesbahn und 
die Deutsche Bundespost? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


48. 


Abgeordneter 

Wohlrabe 


(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, nach denen die DDR die 
Einbeziehung Westberlins in ein Ost-West-Strom- 
verbundsystem endgültig ablehnt, weil sie aus 
wirtschaftlichen Gründen den für Westberlin be- 
stimmten Strom selbst liefern will? 


49. Abgeordneter Auf welche Weise gedenkt die Bundesregierung, 

Wohlrabe die langfristige Stromversorgung Berlins zu sichern, 

(CDU/CSU) falls Ost-Berlin auf seinem Standpunkt beharrt? 


50. Abgeordneter 

Egert 

(SPD) 


Hat die Bundesregierung gerade angesichts der leb- 
haften öffentlichen Diskussion über die Kosten- 
steigerungen im Gesundheitswesen die Absicht, 
die im Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums 
erstellte Studie des Instituts für Weltwirtschaft an 
der Universität Kiel über die pharmazeutische In- 
dustrie in der Bundesrepublik Deutschland zu 
publizieren? 


5 1 . Abgeordneter 
Egert 
(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die nach Darstellung des 
Pressedienstes ,,Bonn im Spiegel“ (Nr. 16 vom 
30. September 1975) in der Studie enthaltene 
Ansicht, daß die Arzneimittelpreise in der Bun- 
desrepublik Deutschland um 20 Prozent — ver- 
teilt je zur Hälfte auf Hersteller und Handel — ge- 
senkt werden könnten, ohne daß dadurch die Ge- 
winne in einem solchen Maß beeinträchtigt würden, 
daß dies wiederum Auswirkungen auf die Inno- 
vationshäufigkeit hätte? 


52. Abgeordneter 

Sund 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, daß die 
Herstellerabgabepreise für Arzneimittel in der 
Bundesrepublik Deutschland die Preise in allen 
Ländern übertreffen - eine Ansicht, wie sie in 
einer im Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums 
erstellten Untersuchung des Instituts für Welt- 
wirtschaft an der Universität Kiel vertreten wird? 
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53. Abgeordneter 
Sund 
(SPD) 


Hält die Bundesregierung die in derselben Unter- 
suchung als Ergebnis internationaler Vergleiche 
enthaltene Feststellung für zutreffend, daß die 
Bundesrepublik Deutschland auch bei den Apo- 
thekenverkaufspreisen an der Spitze stehe, weil 
der Anteil von Groß- und Einzelhandel vergleichs- 
weise hoch sei? 


54. Abgeordneter 

Glombig 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die in der im 
Auftrag des Bundeswirtschaftsministeriums erstellten 
Untersuchung des Instituts für Weltwirtschaft an 
der Universität Kiel vertretene Meinung, daß es 
den Pharmaproduzenten in der Bundesrepublik 
Deutschland möglich sein würde, die durch etwaige 
Preisrückgänge verursachten Einbußen durch Ratio- 
nalisierung im Bereich der Forschung und Ent- 
wicklung sowie der Absatzförderung auszugleichen? 


55. Abgeordneter 

Glombig 

(SPD) 


Hält es die Bundesregierung für geboten, gemäß 
einer Empfehlung des Kieler Instituts in derselben 
Untersuchung die Laufzeit von Arzneimittelpaten- 
ten zu verkürzen, damit die innovatorischen Akti- 
vitäten der Pharmaindustrie nicht mehr für die 
Suche nach trivialen Neuerungen und für das Unter- 
laufen bestehender Patente eingesetzt würden? 


56. Abgeordneter 

Tietjen 

(SPD) 


Wie erklärt die Bundesregierung die Nichtberück- 
sichtigung von Kinder- und Jugendheimen bei 
der Bezuschußung aus dem Konjunkturprogramm 
zur Stärkung von Bau- und anderen Investitionen, 
oder teilt sie meine Auffassung, daß diese Maß- 
nahmen unter die Begriffsbestimmung ,, Stätten 
der Jugendarbeit“ einzuordnen sind? 


57. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung in der Lage, die Mittel 
aus verschiedenen Haushalten (Bundeswirtschafts- 
ministerium, Bundesministerium für Forschung 
und Technologie, Bundesverteidigungsministerium) 
für Luftfahrttechnik und -forschung, Flugzeug- 
fertigung und -bau, Vermarktung und das Warten 
von Bundeswehrflugzeugen so gezielt und gesteuert 
einzusetzen, daß in den von diesen Maßnahmen 
betroffenen Regionen (München, Hamburg, Bremen) 
keine zusätzliche Belastung der öffentlichen Kassen 
durch zusätzliche Ausgaben für die Arbeitslosen- 
unterstützung von Beschäftigten des Luftfahrt- 
bereichseintritt? 


58. Abgeordneter 
Stücklen 
(CDU/CSU) 


Welche Auffassung vertritt die Bundesregierung zu 
dem ihr vom Zentralverband des Deutschen Hand- 
werks gemachten Vorschlag, ein Gutachten zur 
Ermittlung der entbehrlichen und unwirtschaft- 
lichen Regietätigkeiten der öffentlichen Hand 
erstellen und das Ergebnis dem Deutschen Bundes- 
tag vorlegen zu lassen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung. Landwirtschaft und Forsten 


59. Abgeordneter 
Ey 

(CDU/CSU) 


60. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


61. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die gegen- 
wärtig gültige Wasserverbandsverordnung eine Reihe 
von Bestimmungen enthält, die nach heutigem 
Demokratieverständnis und nach der heutigen all- 
gemeinen Lage überholungsbedürftig sind? 

Wie begründet die Bundesregierung die Aussage von 
Bundeskanzler Schmidt in der britischen Zeitung 
,, Financial Times“, daß „wesentliche Fortschritte 
auf dem Weg zu einer Wirtschafts- und Währungs- 
union neben anderen Voraussetzungen nur möglich 
sind, wenn die Agrarpolitik die Chance erhält, 
besser zu arbeiten“, wenn sie selbst bei jeder Ge- 
legenheit, z. B. im Agrarbericht 1975, feststellt, 
daß die EG-Agrarpolitik zunehmend beeinträchtigt 
würde, weil es keine Fortschritte in Sachen Wirt- 
schafts- und Währungsunion gäbe? 


reffen Pressemeldungen zu, daß die Bundesregie- 
rung Pläne erarbeitet hat, wonach die EG-Markt- 
ordnungspreise für Agrarprodukte gesenkt werden 
sollen und für die Landwirte der finanzielle Ver- 
lust aus den nationalen Haushalten ausgeglichen 
werden soll? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Raumordnung, Bauwesen und Städtebau 


62. Abgeordneter 

Dr. Sperling 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung der Ansicht, daß das Bun- 
desraumordnungsprogramm zu einem umfassende- 
ren Entwicklungsplan ausgebaut werden kann und 
ausgebaut werden sollte, der eine ausreichende 
Anzahl von Arbeitsplätzen in ballungsfernen Gebie- 
ten sichert und zusätzliche volkswirtschaftliche 
Kosten, die die öffentliche Hand zu tragen hat, in 
Verdichtungsräumen verhindert? 


63. Abgeordneter Mit welcher jährlichen Höhe und wie lange belasten 

Dr. Schneider die bisher für die Wohnungsbaufinanzierung ein- 

(CDU/CSU) gegangenen Verpflichtungen des Bundes den Bun- 

deshaushalt unter Zugrundelegung der seit längerem 
notwendigen Kapitalmarktfinanzierung für diesen 
Bereich? 


64. 


Abgeordneter 

Dr. Fuchs 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Pressemeldungen, 
daß bei der Durchführung des Modernisierungs- 
programms von 700 Millionen DM im Rahmen des 
letzten Konjunkturprogramms Großbanken im so- 
genannten „Windhundverfahren“ für ihre Kunden 
ungleich bessere Start- und Wettbewerbsbedin- 
gungen hatten als kleine Geldinstitute, die vor 
allem in wirtschaftsschwachen Räumen liegen? 


65. Abgeordneter Welche Erfahrungen liegen der Bundesregierung 
Niegel über den Planungswertausgleich in Großbritannien 

(CDU/CSU) vor, und hat sie diese im Gesetzentwurf zur Ände- 

rung des Bundesbaugesetzes berücksichtigt? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


66. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 

(SPD) 


Liegen der Bundesregierung inzwischen erste Ergeb- 
nisse des sogenannten Vorlaufs einer umfassenden 
Kapazitätsberechnung an den Hochschulen der 
Bundesrepublik Deutschland vor, und wenn ja, 
wie sind diese zu beurteilen? 


67. Abgeordneter 

Wolfram 

(Recklinghausen) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung den Bericht in 
der WAZ vom 11. Oktober 1975, wonach Herr 
Josef Schnitzler, Köln, trotz eines Notendurch- 
schnitts von 0,9 durch die Zentralstelle für die 
Vergabe von Studienplätzen keinen Studienplatz 
erhalten hat, und was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um derartige eklatante Ungerechtigkeiten 
kurzfristig auszuräumen, und können z. B. sowohl 
Herr Schnitzler, wie auch die in dem gleichen Be- 
richt genannte Dorothea Schmidt, doch noch ohne 
Klagen mit einem Studienplatz rechnen? 


68. Abgeordneter 

Dr. Enders 

(SPD) 


Trifft es zu, daß von der Studienstiftung des deut- 
schen Volkes nur begabte Abiturienten der her- 
kömmlichen Gymnasien gefördert werden und sehr 
gut beurteilte Bewerber mit der Fachreifeprüfung 
keine Berücksichtigung finden, und wird die Bun- 
desregierung gegebenenfalls Abhilfe schaffen? 


Geschäftsbereich des Bundeskanzlers und 
des Bundeskanzleramtes 


69. Abgeordneter 

Sauer 

(Salzgitter) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß das Dienst- 
gebäude der Ständigen Vertretung der Bundes- 
republik Deutschland in Ost-Berlin am 17. Juni 
1975, dem Tag der Deutschen Einheit, unbeflaggt, 
am 26. Jahrestag der DDR-Gründung, am 7. Okto- 
ber 1975, jedoch beflaggt war und das Dienst- 
personal Dienstbefreiung hatte, und wie beurteilt 
die Bundesregierung die Maßnahmen des Staats- 
sekretärs Gaus in beiden Fällen? 


70. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, 
Ermittlungsverfahren gegen die ehemaligen Staats- 
sekretäre Carstens, Gumbel, Lahr, Westrick und 
Neef wegen des Verdachts einer strafbaren Teil- 
nahme an illegalen Waffengeschäften durch Aus- 
sagegenehmigung zu ermöglichen und auf andere 
Weise zu unterstützen und zu beschleunigen? 


71. Abgeordneter 
Gansei 
(SPD) 


Steht die Akteneinsicht von Staatssekretär a. D. 
Carstens in die Akten des Bundeskanzleramts, die 
Staatssekretär Dr. Schüler in der Fragestunde vom 
2. Oktober 1975 erwähnt hat, im Zusammenhang 
mit dem dem Merex-Strafverfahren zugrundeliegen- 
den Sachverhalt, und welche Konsequenzen zieht 
die Bundesregierung für die Genehmigung von 
Akteneinsicht in solchen Fällen? 
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72. Abgeordneter 

Dr. Penner 

(SPD) 


Treffen Pressemeldungen zu, wonach die Tageszei- 
tung ,,Die Welt“ im Zusammenhang mit dem 
Merex-Strafverfahren wörtlich aus streng geheimen 
Akten zitiert, die auch die von der Bundesregierung 
zur Verfügung gestellten streng geheimen Unter- 
lagen umfassen, und welche Konsequenzen zieht die 
Bundesregierung aus diesem Tatbestand? 


73. Abgeordneter 

Dr. Hupka 

(CDU/CSU) 


Warum hat die Bundesregierung durch Staatssekre- 
tär Bölling am 7. Oktober 1975 den Brief zur 
deutschen Einheit nicht im genauen Wortlaut zitiert, 
so wie das am 23. September 1975 Bundesaußen- 
minister Genscher in New York vor den Vereinten 
Nationen getan hat, und welchen Sinn soll die 
Paraphrase des Briefes zur deutschen Einheit haben? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


74. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die vom Deutschen Roten 
Kreuz genannte Zahl von 280 000 in Polen le- 
benden Deutschen bekannt, und wenn ja, in welcher 
Weise gedenkt die Bundesregierung, den 1 55 000 
nicht unter das deutsch-polnische Protokoll fallen- 
den Aussiedlungswilligen die Aussiedlung in die 
Bundesrepublik Deutschland zu ermöglichen? 


75. Abgeordneter 

Schröder 

(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Trifft die Aussage eines Leitartikels einer über- 
regionalen Tageszeitung zu, derzufolge der sowje- 
tische Friedensnobelpreisträger und Physiker Andrej 
Sacharow kürzlich die Bundesregierung gebeten 
haben soll, ,,sich endlich intensiver des Schicksals 
der deutschen Minderheit in der Sowjetunion an- 
zunehmen“, und wenn ja, was hat die Bundes- 
regierung bisher getan, um diesem Ansinnen Rech- 
nung zu tragen? 


76. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die im neuen 
Freundschaftsvertrag zwischen der ,,DDR“ und 
der Sowjetunion verankerte Bestimmung der „Un- 
antastbarkeit der Staatsgrenzen in Europa“ — ein- 
schließlich der Grenzen zwischen der „Deutschen 
Demokratischen Republik“ und der Bundesrepublik 
Deutschland - in bezug auf die im KSZE-Vertrag 
von Helsinki festgelegte friedliche Veränderungs- 
möglichkeit von Grenzen, und wie ist diese Formel 
der „Unantastbarkeit“ sowohl mit dem Moskauer 
Vertrag als auch mit dem Grundvertrag - hier 
insbesondere unter Einbeziehung des Verfassungs- 
gerichtsurteils - in Einklang zu bringen, nachdem 
die Bundesregierung wiederholt erklärt hat. daß 
diese Verträge die Wiedervereinigung keineswegs 
ausschließen würden? 
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77. 


Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Pläne der 
staatlichen Gesellschaft Electricit6 de France 
(EdF), denen zufolge neben zwei weiteren Kern- 
kraftwerksblöcken in Fessenheim noch vier weitere 
Standorte für Kernkraftwerke im Elsaß vorgesehen 
sind, wobei erneut die durch die beabsichtigte 
Ansiedlung eines Bleichemiewerks bekanntgewor- 
dene Gemeinde Marckolsheim als Standort genannt 
wird, und welche konkreten Schritte hat die Bun- 
desregierung inzwischen eingeleitet, um diese 
Massierung von Kernkraftwerken am Oberrhein 
(Schweiz, Elsaß, Baden) durch internationale Ab- 
stimmung innerhalb erträglicher Grenzen zu koor- 
dinieren? 


78. Abgeordneter Welche Auswirkungen ergeben sich aus den fran- 
Dr. Evers zösischen Plänen auf den Kernkraftwerksstandort 

(CDU/CSU) Wyhl? 


79. Abgeordneter 

Dr. Graf 

Lambsdorff 

(FDP) 


ln welcher Weise ist durch die Bundesregierung 
sichergestellt, daß auf dem bevorstehenden Gipfel- 
treffen über Wirtschafts- und Währungsfragen die 
Europäischen Gemeinschaften als Ganzes reprä- 
sentiert und ihre gemeinsamen Interessen vertreten 
werden? 


80. Abgeordneter 
Wissebaeh 
(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
um den Bestand des Goethe-Instituts Arolsen, die 
einzige derartige Insitution in Hessen, zu sichern 
- etwa unter dem Aspekt der Förderung der Kennt- 
nisse über die deutsche Kultur im Ausland oder die 
Förderung der deutschen Sprachkenntnisse in der 
3. und 4. Welt durch die Entwicklungshilfe? 


81. Abgeordneter 
Wissebaeh 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in dem - in der 
Nähe der Grenzdurchgangslager Friedland und 
Gießen liegenden - Goethe-Institut Arolsen Kurse 
zur Verbesserung der deutschen Sprachkenntnisse 
der aus der Volksrepublik Polen zu erwartenden 
Spätaussiedler einzurichten, um damit den Bestand 
des einzigen derartigen Instituts in Hessen zu 
sichern? 


82. Abgeordneter 

Gerlach 

(Obernau) 

(CDU/CSU) 


Welche Bedeutung mißt die Bundesregierung dem 
Abbruch der Besuchsreise sowjetischer Bürger- 
meister ausgerechnet vor dem vereinbarten Besuch 
in Berlin bei, insbesondere im Hinblick auf den 
Berlin betreffenden Artikel des Vertrags zwischen 
Ost-Berlin und der UdSSR, und was unternimmt die 
Bundesregierung, um die Stellung Berlins im und 
zum Bund - auch politisch — ungeschmälert zu 
erhalten und zu entwickeln? 


83. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß das Auswärtige Amt für die innen- 
politische Propagierung der deutsch-polnischen 
Vereinbarungen vom 9, Oktober 1975 zusätzlich 
2 Millionen DM erhalten hat oder erhalten wird? 
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84. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung in der „Welt“ vom 13. Oktober 
1975 zu, daß die sogenannte Offenhaltungsklausel 
in dem deutsch-polnischen Protokoll vom 9. Okto- 
ber 1975 für weitere Aussiedlungsanträge inzwi- 
schen von polnischer Seite nicht als ein Entgegen- 
kommen zugunsten weiterer Aussiedlungsaktionen 
sondern als allgemeine Information über die Antrag- 
stellung für eine Ausreise in ein beliebiges Land ge- 
wertet wird? 


85. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Warum widerspricht die Bundesregierung nicht im 
Rahmen ihrer grundgesetzlichen und völkerrecht- 
lichen Pflichten, Rechtstitel von Deutschland als 
Ganzem — auch derzeit politisch nicht durch- 
setzbare — nicht zu gefährden und gewaltsamen 
Gebietswandel nicht anzuerkennen, den Empfeh- 
lungen der von ihr finanziell geförderten VI. deutsch- 
polnischen Konferenz für deutsche Schulbücher, 
wonach die Alliierten durch Einigung über die 
Aussiedlung in Artikel XIII des Potsdamer Proto- 
kolls und den Aufnahmeplan des Kontrollrats die 
polnische Administration in Teilen Deutschlands 
zu einem „nicht revidierbaren Provisorium“ ge- 
macht hätten, obwohl der Artikel XIII die Aus- 
siedlung aus Teilen Deutschlands überhaupt nicht 
nennt? 


86. Abgeordneter 
Dr. Czaja 
(CDU/CSU) 


Welche Bemühungen um die verfassungs- und 
völkerrechtskonforme, wahrheitsgemäße Darstellung 
von Grenzfragen im Unterrichtsmaterial wird die 
Bundesregierung dagegen angesicht der Tatsachen 
unternehmen, daß der amerikanische Außenminister 
Byrnes eindeutig festgestellt hat, der amerikanische 
Präsident habe in Potsdam nie der Unterstützung 
einer endgültigen Abtrennung von polnisch ver- 
walteten Teilen Deutschlands zugestimmt, ferner 
daß der alliierte Friedensvertragsvorbehalt vom 
August 1970 für Deutschland als Ganzes weiterhin 
gilt und der Unterstaatssekretär Hartmann noch am 
18. Mai 1975 vor einem Unterausschuß des Kon- 
gresses in einer formalen Erklärung namens der 
amerikanischen Administration feststellte, vor frie- 
densvertraglichen Regelungen könnten keine end- 
gültigen politischen und gebietlichen Entscheidun- 
gen über deutsche Fragen, die mit dem zweiten 
Weltkrieg Zusammenhängen, gefällt werden? 


87. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) 


Trifft die Meldung der „Welt“ vom 14. Oktober 
1975 zu, die zwischen dem Bundeskanzler und 
dem sowjetischen Parteichef im November 1974 
grundsätzlich abgesprochene Errichtung eines Kern- 
kraftwerks im sowjetisch besetzten Teil Ostpreußens, 
in dessen Stromlieferungen auch West-Berlin in 
einer Weise einbezogen werden sollte, daß auch 
Stromheferungen aus dem übrigen Bundesgebiet 
nach Berlin möglich sein sollten, sei an der Frage 
der Einbeziehung Berlins gescheitert, und kann aus 
der Reaktion des Senats von Berlin geschlossen 
werden, daß mit diesem Projekt in erster Linie 
eine bloße Klimaverbesserung angestrebt worden 
war? 
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88. Abgeordneter 

Jäger 

(Wangen) 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß Staatsminister Wischnewski an 
einer europäisch-arabischen Parlamentariertagung in 
Anwesenheit von Vertretern der PLO teilgenommen 
und dabei politische Ausführungen gemacht hat, 
und welche Auffassung der Bundesregierung zur 
Situation im Nahen Osten hat er bejahendenfalls 
dabei vertreten? 
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B. Schriftliche Anfragen gemäß IV der Richtlinien sowie 
Fragen gemäß I der Richtlinien, um deren schriftliche 
Beantwortung bis zur Drucklegung gebeten wurde 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1. Abgeordneter 
Niegel 
(CDU/CSU) 


2. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


Was hat die Bundesregierung bisher für den noch in 
Italien inhaftierten Kriegsgefangenen Kappler getan, 
und was beabsichtigt sie künftig zu tun, damit in 
Verhandlungen mit der italienischen Regierung 
dieser Kriegsgefangene entlassen wird? 

Welche Finanzmittel stellen die einzelnen Bundes- 
länder zur Förderung der Arbeit der in ihrem Zu- 
ständigkeitsbereich liegenden Goethe-Institute zur 
Verfügung? 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


3. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Wann ist damit zu rechnen, daß die von der parla- 
mentarischen Versammlung des Europarats be- 
schlossene europäische Datenbank für hydrome- 
trische Daten über den Grundwasserspiegel der 
Rheinebene eingerichtet wird? 


4. Abgeordneter 

Dr. Schweitzer 

(SPD) 


Verfügt die Bundesregierung über neuere Unter- 
suchungsergebnisse hinsichtlich erfolgreicher, weni- 
ger erfolgreicher oder auch gescheiterter Bemühun- 
gen um die Eingliederung von Ostaussiedlern in die 
Bundesrepublik Deutschland unter besonderer Be- 
rücksichtigung volkswirtschaftlicher, sozialer und 
bildungsrelevanter Aspekte? 


5. Abgeordneter Aus welchen Gründen sind Bahnpolizei und Fahn- 
Dr. Wernitz dungsdienst der Deutschen Bundesbahn nicht mehr 

(SPD) im Musterentwurf eines einheitlichen Polizeige- 

setzes des Bundes und der Länder enthalten? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Justiz 


6. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die ersten 
Auszahlungen aus § 27 des Urheberrechtsgesetzes 
(Bibliotheksabgabe) in seiner Gültigkeit ab 1 . Januar 
1973 inzwischen in Höhe von 20,9 Millionen DM 
an die zuständigen Verwertungsgesellschaften er- 
folgt sind, daß aber die Auszahlung an die Autoren, 
insbesondere der 50 %ige Anteil für das Autoren- 
versorgungswerk, zeitlich gefährdet ist, weil unter- 
schiedliche Interessen mehrerer Verwertungsge- 
sellschaften die Auszahlung zu blockieren drohen, 
und was kann die Bundesregierung gegebenenfalls 
unternehmen, um die Auszahlung zu beschleunigen, 
zumal zahlreiche Schriftsteller sich bis 31. Dezem- 
ber 1975 mit Geldern aus der Bibliotheksabgabe 
in die gesetzliche Rentenversicherung einkaufen 
wollen? 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 


7. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, in Zukunft bei den 
jährlichen Haushaltsplänen die Stellenpläne der 
Deutschen Bundesbahn und der Deutschen Bundes- 
post sowie die jährlichen Kreditaufnahmen als 
Anlage zum Etatentwurf beizufügen? 


8. Abgeordneter 

Dr. Lauritzen 

(SPD) 


Wann ist mit einer neuen Regelung bezüglich des 
Ausfalls der Grundsteuer (A und B) zu rechnen, 
nachdem die Regelung der Vorschriften des § 26 
des Grundsteuergesetzes alter Fassung fortgefallen 
ist und der Bundesfinanzminister im Frühjahr 1975 
grundsätzlich anerkannt hat, daß den Gemeinden 
in besonders qualifizierten Ausnahmefällen ein 
Ausgleich über Artikel 106 Abs. 8 des Grund- 
gesetzes gewährt werden kann? 


9. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


In welchem Umfang hat die Bundesregierung nach 
dem sogenannten Grundstücksverbilligungsgesetz 
oder anderweitig im Bereich der Fläche zwischen 
Dachauer Straße und Schwere-Reiter-Straße beim 
Wehrbereichskommando VI Grundstücke für den 
sozialen Wohnungsbau oder sonstige städtebauliche 
Maßnahmen zur Verfügung gestellt? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Wirtschaft 


10. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, die Zinssätze für die 
Schröder ERP-Darlehen entsprechend der gegenwärtigen 

(Lüneburg) Zinsentwicklung anzupassen? 

(CDU/CSU) 


11. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Wie hat sich die Einfuhr von Natursteinen (aufge- 
gliedert nach Staatshandelsländern, EG-Ländern 
und übrigen Nicht-EG-Ländern) seit 1969 ent- 
wickelt, und welche Folgen hat gerade diese Ein- 
fuhrpolitik für die heimische Natursteinindustrie 
insonderheit im marktfernen Zonenrandgebiet? 


12. Abgeordneter 

Dr. Kunz 
(Weiden) 
(CDU/CSU) 


Welche Maßnahmen gedenkt die Bundesregierung 
zu ergreifen, um die sehr stark gefährdeten Ar- 
beitsplätze in der Natursteinindustrie der schwach- 
strukturierten Räume zu erhalten und auch in 
Zukunft zu sichern? 


13. Abgeordneter 

Zeyer 

(CDU/CSU) 


Wird der im Rahmen des sogenannten 6000 MW- 
Kraftwerkprogramms durch die Saarbergwerke 
•AG zu errichtende zweite Kraftwerksblock mit 
einer Leistung von 650 MW bis zum 1. Januar 
1980 gebaut und in Betrieb genommen, und ge- 
gebenenfalls an welchem Standort wird dieser 
Block errichtet? 
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14. Abgeordneter 
Eigen 

(CDU/CSU) 


Wie kann nach Meinung der Bundesregierung die 
Angleichung der Lebensverhältnisse in der Euro- 
päischen Gemeinschaft erreicht werden, wenn die 
Mittel für den Regionalfonds der Europäischen 
Gemeinschaft empfindlich gekürzt werden? 


15. Abgeordneter 
Pfeifer 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die im Pressedienst der 
sozialdemokratischen Bundestagsfraktion am 
14. Oktober 1975 (Ausgabe Tagesdienst Nr. 837) 
im Anschluß an die Entscheidung des badischen 
Verwaltungsgerichtshofs in Mannheim zum Bau 
des Kernkraftwerks in Wyhl zum Ausdruck ge- 
brachte Empfehlung, ,,die baden-württembergische 
Landesregierung wäre gut beraten, wenn sie den 
Abschluß des Rechtsstreits im Hauptverfahren, 
das vor dem Verwaltungsgericht Freiburg geführt 
wird, abwarten würde und dann erst über den 
Baubeginn entscheidet“? 


16. Abgeordneter Welche Auswirkungen hätte es für die Verwirk- 

Pfeifer lichung des Energieprogramms der Bundesregie- 

(CDU/CSU) rung, wenn bei jedem Kernkraftwerkprojekt, 

gegen das der Verwaltungsrechtsweg beschritten 
wird, künftig entsprechend dieser Empfehlung 
verfahren würde? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


17. Abgeordneter 

Eigen 

(CDU/CSU) 


Welche Gründe bewegen die Bundesregierung, durch 
Bundesaußenminister Genscher Abnahme- und 
Lieferverträge für Nahrungsmittel zwischen der 
Europäischen Gemeinschaft und Ägypten abzu- 
lehnen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


18. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß die im Zuge 
der Sparmaßnahmen vorgesehene Beschneidung der 
Mittel für Erholungsmaßnahmen, z. B. Kuren von 
Kriegsbeschädigten, Kriegerwitwen und Kriegshin- 
terbliebenen, die Existenz vieler Kuranstalten und 
damit zahlreicher Arbeitsplätze ernstlich zu ge- 
fährden droht, und ist die Bundesregierung, um 
wenigstens einen verheerenden Einbruch abzu- 
wenden, bereit, darauf hinzuwirken, daß diese im 
Ausland durchgeführten Erholungsmaßnahmen in 
Zukunft weitgehend ins Inland verlegt werden? 
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19. Abgeordneter 

Kater 

(SPD) 


20. Abgeordneter 

Kater 

(SPD) 


21. Abgeordneter 

Gnädinger 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung die Zahl der heimatlosen 
Ausländer bekannt, für die § 1 Abs. 1 Buchstabe d 
des Fremdrentengesetzes keine Anwendung findet? 

Ist die Bundesregierung bereit, von der ihr nach 
§ 1 Abs. 2 des Gesetzes über die Rechtsstellung 
heimatloser Ausländer im Bundesgebiet vom 
25. April 1951 eingeräunüen Möglichkeit Gebrauch 
zu machen und die nicht als heimatlose Ausländer 
im Sinne der Asylverordnung anerkannten Per- 
sonen den in § 1 Abs. 1 dieses Gesetzes genannten 
Personen gleichzustellen, damit auch sie im Rahmen 
des Fremdrenten- und Auslandsrentenrechts be- 
rücksichtigt werden können? 


Wie weit sind die Bemühungen der Bundesregierung 
fortgeschritten, für die Grenzgänger, die ihren 
Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland haben 
und in der Schweiz erwerbstätig sind, eine ange- 
messene Regelung hinsichtlich des Kurzarbeiter- 
gelds zu treffen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


22. Abgeordneter 

Engelsberger 

(CDU/CSU) 


Treffen Pressemeldungen zu, daß Bundeskanzler 
Schmidt gegen die Absicht von Bundesverteidi- 
gungsminister Leber, den zwischenzeitlich in den 
Ruhestand getretenen Luftwaffengeneralleutnant 
Günther Rail mit dem „Großen Zapfenstreich' 4 
zu verabschieden, interveniert habe und deshalb 
die bei einem verdienten Offizier übliche ehren- 
volle Verabschiedung nicht möglich gewesen sei? 


23. Abgeordneter 

Peter 

(SPD) 


Beabsichtigt die Bundesregierung eine Zusammen- 
fassung von Kreiswehrersatzämtern oder Muste- 
rungsstellen im Saarland und wenn ja, in welcher 
Form? 


24. Abgeordneter 

Peter 

(SPD) 


Wenn die Bundesregierung von der Beibehaltung 
der bestehenden Kreiswehrersatzämter ausgeht, 
hat sie dann die Absicht, zur besseren Unterbrin- 
gung der zum Kreiswehrersatzamt St. Wendel ge- 
hörenden Dienststellen ein geeignetes und schon 
bestimmtes Gebäude in St. Wendel zu erwerben, 
und stehen die dafür erforderlichen Mittel im 
Haushalt 1976 bereit? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Jugend, Familie und Gesundheit 


25. Abgeordneter 

Milz 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung eine Aussage darüber 
machen, ob das Jugendzentrum Baasem im Kreis 
Euskirchen angesichts der Tatsache, daß zur Zeit 
keine Bautätigkeit zu verzeichnen ist, dieses Jahr 
noch fertiggestellt wird, oder ist erst im kommen- 
den Jahr mit der Fertigstellung dieses Jugend- 
zentrums zu rechnen? 
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26. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


Entspricht es der Rechtslage, daß einer geschiedenen 
berufstätigen Mutter für ihre Kinder das Kindergeld 
entzogen wird, wenn der geschiedene Vater einen 
Kinderzuschlag zur Unfallrente erhält und diesen 
mit den gerichtlich festgelegten Unterhaltszahlungen 
verrechnet, und wenn ja, ist die Bundesregierung 
bereit, eine Änderung dieses Tatbestandes herbei- 
zuführen? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


27, Abgeordneter Welche Statistiken über Unfälle deutscher Kraft- 
Lampersbach fahrzeuge mit ausländischen Militärfahrzeugen 

(CDU/CSU) - insbesondere Panzer - sind der Bundesregierung 

bekannt, hat sie solche Statistiken bzw. Unfall- 
berichte veranlaßt oder ausgewertet, und welche 
Maßnahmen hat sie daraus abgeleitet? 


28. Abgeordneter 
Lampersbach 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Presseberichte 
(ADAC Motorwelt, Ausgabe 10) wonach für aus- 
ländische Panzer nicht die gleichen Sicherheits- 
bestimmungen gelten wie für deutsche Militärfahr- 
zeuge, und welche Schritte hat sie für eine Ände- 
rung eingeleitet? 


29, Abgeordneter 

Lampersbach 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Verkehrs-, 
raumordnungs- und strukturpolitischen Auswir- 
kungen für die Bevölkerung und die Wirtschaft 
in den betroffenen Regionen, wenn der Bau der 
A 46 über Iserlohn bzw. Hemer hinaus nicht kon- 
tinuierlich im Rahmen des Zweiten Fünf-Jahres- 
planes und der Dringlichkeitsstufe Ia fortgesetzt 
wird? 


30. Abgeordneter Wie sehen die Entscheidungen der Bundesregierung 
Lampersbach hinsichtlich der zeitlichen Durchführung des Baus 
(CDU/CSU) der A 46 bei den einzelnen Bauabschnitten kon- 

kret aus? 


31. Abgeordneter 
Gerster 
(Mainz) 
(CDU/CSU) 


Bis wann kann mit dem Beginn des Ausbaues der 
neuen B 41 zwischen Bad Kreuznach und Bingen, 
einschließlich der Umgehung von Ockenheim und 
Gau-Algesheim, gerechnet werden, und bis wann 
wird die neue Streckenführung dem Verkehr über- 
geben werden können? 


32. Abgeordneter 

Dr. Köhler 
(Wolfsburg) 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung die Sicherungsmittel für 
haltende oder liegengebliebene PKWs und LKWs 
entsprechend den vorgeschriebenen Warneinrich- 
tungen für ausreichend, und welche Gründe sind für 
sie maßgebend, die technischen Mindestanforde- 
rungen für zusätzliche Warnleuchten für PKWs 
wesentlich höher anzusetzen, als dies für LKWs 
der Fall ist? 
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33. Abgeordneter 

Dr. Schmitt- 

Vockenhausen 

(SPD) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung, 
daß infolge der konstruktiven Verbesserungen der 
neuesten Typen von Omnibussen auf Autobahnen 
in absehbarer Zeit Tempo 100 für diese Fahrzeuge 
zugelassen wird? 


34. Abgeordneter 
Dr. Schäuble 
(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß nach neuen Planungen im Bun- 
desverkehrsministerium der Ausbau der B 28 mit 
der Umgehung Nußbach— Oberkirch-Lautenbach, 
für die z. Z. das Planfeststellungsverfahren läuft, 
bis 1985 nicht mehr vorgesehen ist, und welche 
Gründe haben gegebenenfalls die Bundesregierung 
veranlaßt, von den bisherigen Planungen und Zu- 
sagen für den Ausbau der B 28 abzugehen? 


35. Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


Welchen Verkehrswert hat nach Meinung der Bun- 
desregierung die Maßnahme in Stufe I a für den 
Neubau (einbahnig) der A 98 Bietingen-Hilzingen 
für den Raum Singen— Schweizer Grenze, der im 
Bedarfsplan für die Bundesfernstraßen vom Stand 
1. Oktober 1975 vorgesehen ist, und wie soll der 
Verkehr über die Autobahn Stuttgart-Singen, die 
1978 fertiggestellt werden soll, an die Schweizer 
Grenze und zum Neubau der Autobahn Bietingen- 
Hilzingen weitergeführt werden? 


36. Abgeordneter 
Biechele 
(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung angesicht dieses 
bedenklichen Sachverhalts Vorstellungen aus der 
Raumschaft Singen, daß man, um das zu erwar- 
tende Verkehrsaufkommen zu bewältigen, Orts- 
umgehungen wie die Umgehung von Gottmadingen 
im Zuge der B 34 vorsehen soll? 


37. Abgeordneter 
Jäger 
(Wangen) 
(CDU/CSU) 


Bedeutet die Antwort der Bundesregierung vom 
15. Oktober 1975 auf meine schriftliche Frage 
nach der Verkehrskonzeption der Bundesregierung 
für den Bereich des südlichen Oberschwabens, daß 
wenigstens ein Teil der darin aufgezählten Straßen- 
bauprojekte eine reelle Chance haben, in den 
2. Fünfjahresplan von 1976 bis 1980 aufgenommen 
zu werden, und um welche Projekte handelt es sich 
dabei? 


38. Abgeordneter 

Dr. Wittmann 
(München) 

(CDU/CSU) 


Warum hat der Bundesminister für Verkehr den 
Oberbürgermeister der Landeshauptstadt München 
von der Einrichtung einer Kommission zur Klä- 
rung der Standortfrage für den im Raum München 
geplanten Rangierbahnhof lediglich „unterrichtet“ 
und nicht zur Benennung von Kommissionsmit- 
gliedern aufgefordert? 


39. Abgeordneter 

Büchner 

(Speyer) 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Ausführungen 
von Prof. Engels in einem Interview mit der „Zeit“ 
vom 3. Oktober 1975, daß Ausgabeverminderungen 
im Investitionsbereich von Bahn und Post letztlich 
zu einem ständigen Abbau der Dienstleistungen 
dieser Unternehmen führen müssen und Defizit- 
probleme so nicht zu lösen seien? 
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40. Abgeordneter Sind Meldungen zutreffend, wonach die Deutsche 

Burger Bundespost ab 1. Januar 1976 die Gebühren für 

(CDU/CSU) Rundfunk und Fernsehen nicht mehr einziehen 

wird und die Rundfunk- und Fernsehanstalten 

eine eigene Einzugstelle einrichten wollen? 

Sieht die Bundesregierung in dieser Maßnahme 
- sofern sie zutreffend ist — eine versteckte Ge- 
bührenerhöhung insoweit, als die dann anfallen- 
den Einzugsgebühren für sozial schwache Bevöl- 
kerungskreise eine zusätzliche Ausgabe bedeuten? 


Bis wann wird die Deutsche Bundespost ihre Orts- 
netze im Telefonverkehr den Ergebnissen der Ge- 
bietsreform so anpassen können, daß in den neu 
gebildeten Großgemeinden zwischen allen Orts- 
teilen Ortsgespräche geführt werden können? 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


43. Abgeordneter Trifft es zu, daß die Bundesregierung im beträcht- 

Dr. Köhler liehen Maß die technische Entwicklung von elektro- 

(Wolfsburg) nischen Radaranlagen für Kraftfahrzeuge zur Ver- 

(CDU/CSU) hinderung von Auffahrunfällen aus öffentlichen 

Mitteln fördert, und wenn ja, wie begründet sie 
diese Maßnahmen? 

44. Abgeordneter Welche Mengen an angereichertem Uran sind von 

Pfeffermann deutschen Elektrizitätsunternehmen in den letzten 

(CDU/CSU) Jahren in der Sowjetunion gekauft worden, und 

trifft es zu, daß zumindest Teile dieser Käufe da- 
durch zustande kamen, daß von seiten des Bundes 
Zinssubventionen oder andere Finanzierungserleich- 
terungen zur Erleichterung des Einkaufs gewährt 
wurden? 


45. Abgeordneter Trifft es insbesondere zu, daß bei den Moskauer 
Pfeffermann Verhandlungen über den Ankauf von angereicher- 

(CDU/CSU) tem Uran in der Sowjetunion ein mitanwesender 

Unterabteilungsleiter aus dem Bundesforschungs- 
ministerium die finanzielle Unterstützung des 
Bundes für diese Uranankäufe zugesagt hat, und 
aus welchen Haushaltsmitteln sollen derartige 
Unterstützungen gewährt werden? 


46. Abgeordneter Wieviel Ankäufe von Natururan und angereicher- 

Dr. Stavenhagen tem Uran bzw. Anreicherungskapazität sind bis- 

(CDU/CSU) her aus Bundesmitteln finanziert worden, zu wel- 

chen Preisen erfolgte der Ankauf, und zu welchen 
Preisen sind bisher schon Lagerbestände an Firmen 
weiterverkauft worden? 


42. Abgeordneter 

Böhm 

(Melsungen) 

(CDU/CSU) 


41. Abgeordneter 
Burger 
(CDU/CSU) 
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47. Abgeordneter Wie hoch ist der Marktwert des insbesondere im 
Dr. Stavenhagen Rahmen des Devisenausgleichsabkommens ange- 
(CDU/CSU) kauften Urans, Mengen und Anreicherungskapa- 

zitäten, wer ist der Eigentümer der Lager, und wer 
verwaltet die Bestände, und zu welchen Preisen 
werden Verkäufe berechnet? 


48. Abgeordneter Durch welche konkreten Vereinbarungen ist bei 

Dr. Klein dem deutsch-niederländischen Gemeinschaftspro- 

(Göttingen) jekt „Großer Unterschall-Windkanal“ (GUK) ge- 

(CDU/CSU) währleistet, daß deutsche Forschungsstellen in 

einer der deutschen Beteiligung angemessenen 
Weise an der Nutzung des fertiggestellten Wind- 
kanals teilnehmen können, und wie hoch — dem 
Prozentsatz der Kosten nach — ist die deutsche 
Beteiligung? 

49. Abgeordneter Weiche Überlegungen haben dazu geführt, daß 

Dr. Klein die Niederlande — und nicht die Bundesrepublik 

(Göttingen) Deutschland — als Standort des GUK gewählt 

(CDU/CSU) wurden? 


50. Abgeordneter Sind in den während der Projektierung des deutsch- 
Dr. Sprung niederländischen Gemeinschaftsprojekts „Großer 

(CDU/CSU) Unterschall-Windkanal“ (GUK) mit anderen Ressorts 

der Bundesregierung, insbesondere dem Bundes- 
ministerium der Verteidigung, durchgeführten Kon- 
sultationen Widerstände und Gegenvorstellungen 
dieser Ressorts aufgetreten und, wenn ja, in welcher 
Weise sind sie berücksichtigt oder beigelegt worden? 


51. Abgeordneter Wann gedenkt die Bundesregierung die zur Errich- 

Dr. Sprung tung des GUK erforderlichen vertraglichen Ver- 

(CDU/CSU) einbarungen mit den Niederlanden zu unterzeichnen? 


52. Abgeordneter Hält es die Bundesregierung für einen glücklichen 

Pfeffermann Start ihrer Aufklärungskampagne für die fried- 

(CDU/CSU) liehe Nutzung der Kernenergie, wenn sie in der 

ersten dazu erschienenen Annonce eine Infor- 
mationsschrift anpreist, die zu dem Zeitpunkt 
weder fertiggestellt noch erschienen war, und 
wie vielen Interessenten mußten Hinhaltebescheide 
gegeben werden? 


Bonn, den 17. Oktober 1975 
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